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Entschließungsantrag 

der Fraktionen der CDU/CSU, SPD und F.D.P. 


zum Entwurf eines Gesetzes über Maßnahmen zur Bewältigung der finanziellen 
Erblasten im Zusammenhang mit der Hersteliung der Einheit Deutschlands, 
zur langfristigen Sicherung des Aufbaus in den neuen Ländern, zur Neuordnung 
des bundesstaatlichen Finanzausgleichs und zur Entlastung der öffentlichen 
Haushalte 

(Gesetz zur Umsetzung des Föderalen Konsolidierungsprogramms - FKPG) 

- Drucksacheni 2/4401, 12/4748, 12/4801 - 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Gemäß den Ergebnissen der Klausurtagung zum Solidarpakt, die 
der Bundeskanzler mit den Regierungschefs der Länder sowie den 
Partei- und Fraktionsvorsitzenden vom 1. bis 13. März 1993 in 
Bonn durchgeführt hat, sollen zur Sicherung und Erneuerung 
industrieller Kerne in den neuen Bundesländern über die bisheri- 
gen Maßnahmen hinaus zusätzliche Anstrengungen unternom- 
men werden. Dabei sind im Bereich der Treuhandanstalt mit 
industriellen Kernen sanierungsfähige, aber derzeit nicht privati- 
sierbare Unternehmen angesprochen, die zum produzierenden 
Bereich gehören und über überregionale Märkte verfügen. 

Die Bundesregierung wird hiermit aufgefordert, bis zum 21. Juni 
1993 dem Ausschuß Treuhandanstalt des Deutschen Bundestages 
ein konkretisiertes Konzept vorzulegen, in dem die Treuhand- 
anstalt aufgefordert wird, möglichst kurzfristig die im Solidarpakt 
dargelegten Vorstellungen zur Sicherung und Erneuerung indu- 
strieller Kerne in den neuen Bundesländern umzusetzen. 

Insbesondere ist dabei zu berücksichtigen, daß 

a) die Umsetzung aussichtsreicher Sanierungskonzepte durch die 
Treuhandanstalt nicht an der Finanzierung scheitern darf; 

b) angemessene Vorkehrungen zur Beseitigung ökologischer Alt- 
lasten getroffen werden; 

c) angemessene Vorkehrungen zur Stärkung von Forschung und 
Entwicklung in Unternehmen der Treuhandanstalt getroffen 
werden; 

d) die Sanierung des Unternehmens anzustreben ist, wenn 
dadurch das Privatisierungsziel nicht in Frage gestellt wird; 
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e) besondere Maßnahmen zur Absatzförderung für Produkte aus 
den neuen Bundesländern getroffen werden. 

Die Bundesregierung wird gebeten, zur Finanzierung der Maß- 
nahmen die notwendigen Voraussetzungen zur Inanspruchnahme 
des bereits gesetzlich vorhandenen zusätzlichen Kreditrahmens 
der Treuhandanstalt in den Jahren 1993 und 1994 zu schaffen. 

Die Bundesregierung wird ferner gebeten, dem Ausschuß Treu- 
handanstalt bis zum 30. September 1993 einen Bericht über ihre 
Vorstellungen zur weiteren Finanzierung und zur weiteren Erfül- 
lung der Aufgaben und Verpflichtungen der Treuhandanstalt 
nach Auslaufen des operativen Geschäftes vorzulegen. In diesem 
Bericht sollen auch die dazu erforderlichen gesetzlichen Maß- 
nahmen dargelegt werden. 


Bonn, den 26. Mai 1993 


Dr. Wolfgang Schäuble, Michael Glos und Fraktion 

Hans-Ulrich Klose und Fraktion 

Dr. Hermann Ottö Solms und Fraktion 
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